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Kurzfassung

Fahrradmitnahme im SPNV
Schlagwörter: Fahrradmitnahme, SPNV, Verkehrspolitik

Seit dem Regionalisierungsgesetz (RegG) vom 27. 
Dezember 1993 fällt den Bundesländern die Ver-
antwortung zu, den SPNV eigenverantwortlich zu 
organisieren. Dies ermöglicht einen großen Hand-
lungsspielraum bei der politischen Ausgestaltung des 
Schienenpersonennahverkehrs (SPNV). Gegenwärtig 
existieren 16 Aufgabenträger und 27 Aufgabenträger-
organisationen in Deutschland. Zu ihren Aufgaben 
gehören zum Teil die Ausgestaltung der Tarife sowie 
die Ausschreibung von Verkehrsverträgen in den je-
weiligen Bundesländern, wodurch auch die Aspekte 
Tarif und Modalitäten der Fahrradmitnahme berührt 
werden. Die hierdurch hervorgerufene Tarifdiversität 
wird ergänzt durch Sonderregelungen der annähernd 
60 Verkehrsverbünde, z. B. Sperrzeiten für die Fahr-
radmitnahme während des Berufsverkehrs. 

Das Gutachten zur Fahrradmitnahme im SPNV wurde 
im Auftrag der Nahverkehrsgesellschaft Baden-Würt-
temberg mbH (NVBW) durchgeführt. Es bündelt 
die Ergebnisse der Untersuchungen, die im ersten 
Quartal 2010 in drei ausgewählten Bundesländern 
(Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Th üringen) 
durchgeführt wurden. Hintergründe für die Auswahl 
dieser Bundesländer waren eine kostenfreie Radmit-
nahmeregelung bzw. ein besonders guter Umgang mit 
der Radmitnahme. Die Untersuchungen bestanden 
dabei im Wesentlichen aus zwei Teilen: Erstens aus 
rund 30 Experteninterviews mit Aufgabenträgern, 
Eisenbahnverkehrsunternehmen und Verbänden 
(Fahrrad, Verkehr, Tourismus) und zweitens aus einer 
Fahrzeuginaugenscheinnahme und anschließender 
Fotodokumentation eingesetzter Baureihen in Bezug 
auf Kapazitäten, Ausstattungen usw. Die Fahrzeugi-
naugenscheinnahme wurde für rund 32 verschiedene 
Baureihentypen bzw. Baureihenausführungen der EVU 
vor Ort durchgeführt.

Bis auf wenige Ausnahmen fi el dabei auf, dass Tarife, 
Modalitäten (organisatorisch) und Kapazitäten im 
Rahmen zurückliegender und z. T. aktueller Aus-
schreibungen nicht ausreichend detailliert vorgegeben 
wurden, im Gegenteil: Eine Konkretisierung wurde 
im Rahmen des Wettbewerbs meist auf die Anbieter 
verlagert. 

In der Gesamtbetrachtung gibt es daher keinen ein-
heitlichen Ansatz bei der Fahrradmitnahme im SPNV 
auf Bundesebene. Dieser Mangel ist in Teilen auf eine 
fehlende einheitliche Defi nition des „Beförderungsgu-
tes“ Fahrrad zurückzuführen. Tarif, Organisation und 
Technik adressieren auch den Aspekt Barrierefreiheit: 
Gute Lösungen bestehen daher nicht nur aus trans-
parenten Tarifen und barrierefreien Fahrzeugen son-
dern auch aus einem barrierefreien Zugang (gesamte 
Wegekette).

Verkehrspolitisch betrachten einige Bundesländer eine 
kostenfreie Radmitnahme als Motor für eine Verkehrs-
verlagerung zu Gunsten des Fahrrads. Insbesondere 
touristisch geprägte Regionen fordern häufi g eine be-
sonders günstige oder kostenlose Fahrradmitnahme im 
SPNV als wichtigen Teil für eine „Fahrradfreundliche 
Urlaubsregion“. In diesem Zusammenhang werden 
teilweise auch andere Wege des Fahrradtransports 
beschritten: Auf der Straße oder durch Verleihsys-
teme, um das Aufkommen der Fahrradmitnahme 
direkt zu reduzieren (z. B. Vinschgerbahn in Süd-
tirol). Im Gegensatz dazu kann eine große Anzahl 
mitgenommener Räder im SPNV zu Problemen für 
Pendler ohne Fahrrad führen, die häufi g als „reguläre“ 
Kundengruppe angesehen werden. Eine mögliche 
Komforteinbuße für diese könnte die nachhaltige 
Entwicklung verschlechtern, indem womöglich auf 
das Auto ausgewichen wird. Daher war unter anderem 
Ziel der Untersuchung, Strategien zu identifi zieren, die 
beiden negativen Aspekten entgegenwirken.

Hinweise zur Fahrradmitnahme bei Ausschreibungen 
in Bezug auf die Tarifgestaltung, Fahrzeuggestaltung, 
den Betrieb, Sonderlösungen (fl exible Betriebsformen) 
sowie Marketing sind Bestandteile des Gutachtens. 
Unterschieden wird dabei auf Seiten der Empfehlungen 
zwischen einer Grundstrategie sowie betrieblichen bzw. 
organisatorischen Maßnahmen, die grundsätzlich auf 
alle Bundesländer übertragbar sind.

Grundstrategie

Durch einheitlich über das ganze Jahr festgeschriebene 
Sitzplatzkapazitäten wurden bisher häufi g nachfrage-
orientierte Angebote erschwert. Günstiger erschei-
nen daher Lösungen, die den EVU mehr Flexibilität 
einräumen. Als in den Wettbewerb einzupreisender 
Faktor sollte daher eine Unterscheidung zwischen 
Sommer- und Winterbetrieb aufgenommen werden; 
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der Sommerbetrieb beginnt zu Ostern und endet mit 
den Herbstferien im Oktober. Auch der Umgang mit 
Nachfragespitzen, insbesondere zu Pfi ngsten und wei-
teren Feiertagen sowie in den Sommerferienmonaten 
Juli und August, sollte durch Anbieter dargestellt bzw. 
durch Ausschreibungen eingefordert werden.

Im Rahmen der Grundstrategie sind außerdem ver-
kehrspolitische Weichenstellungen in Bezug auf die 
tarifl ichen Regelungen zu treff en. So stehen sich ver-
schiedene Argumente Pro und Contra einer kostenfrei-
en Radmitnahme gegenüber. Für einen kostenfreien 
Radtarif spricht z. B. die Einfachheit, die mögliche 
zusätzliche Wertschöpfung in der Region oder die 
Attraktivität eines derartigen Angebots. Dem entgegen 
stehen Argumente wie beispielsweise die Wirtschaft-
lichkeit des Betriebs, eine überbordende Nachfrage auf 
besonders interessanten Relationen sowie der vermut-
lich damit einhergehenden Belästigung von Fahrgästen 
ohne Fahrrad. Sinnvoller als eine reine Abwägung von 
Pro und Contra erscheint daher eher die Frage der Mo-
dalitäten und Vergütungen, die Anreize auf Seiten der 
EVU schaff en, um entsprechende Angebote abwickeln 
zu können. Denkbar sind z. B. Umlagemodelle mit 
Tourismusverbänden und –betrieben. Eine kostenfrei 
eingeführte Radmitnahme sollte insofern gut vorbe-
reitet sein, da ein Abweichen davon im Nachhinein 
eher schwierig ist.

Überbordende Nachfragen sind auf stark nachgefrag-
ten Relationen häufi g in den Hauptverkehrszeiten 
vorzufi nden. Hierbei handelt es sich in erster Linie 
um den Ausbildungs- und Berufsverkehr, denn touris-
tische Nachfrage fi ndet am Tag meist erst nach 09:00 
Uhr statt. Aus touristischer Sicht ergeben sich keine 
Nachmittagsspitzen, da der Freizeitverkehr über weite 
Zeiträume verteilt ist. Dies führt zu drei Handlungs-
optionen: Ausschluss der Radmitnahme zur HVZ, 
kostenpfl ichtige Reglementierung der Radmitnahme 
zur HVZ oder kostenfreie Radmitnahme. In allen 
drei, besonders aber den für die Radmitnahme off enen 
Fällen, sollten ausreichend Beförderungskapazitäten für 
Belastungsschwankungen eingeplant werden. Der Win-
terbetrieb kann aufgrund geringerer Grundnachfrage 
der Radmitnahme zwar eher unbeschränkt erfolgen, 
allerdings ist zu beachten, dass in Folge eines höheren 
Gesamtfahrgastaufkommens im Winter auch hier mit 
Konfl ikten zu rechnen ist.

Die bereits erwähnte Flexibilität bzgl. der Sitzplatz-
kapazitäten ergibt sich aus konkreteren Ausschrei-

bungsinhalten zur Radmitnahme. Zum einen sollten 
von den EVU konkret Radmitnahmekapazitäten und 
Umbaumaßnahmen für den Saisonbetrieb inkl. der 
nötigen Kalkulationen eingefordert werden, zum an-
deren sollten Anreizmodelle geschaff en werden, durch 
die sich die Mitnahme von Fahrrädern im Vergleich 
zur Mitnahme von Fahrgästen für die EVU in ähn-
licher Weise rentiert. Nettoverträge können hierfür 
eine gute Grundlage bilden. Besser noch erscheint es 
einen Anreiz dadurch zu schaff en, dass zunächst nur 
ein Bruttovertrag ausgeschrieben wird, der jedoch, ge-
knüpft an die Erfüllung z.B. spezifi scher Bedingungen 
zum Fahrradtransport, nach einer zuvor festgelegten 
Laufzeit des Verkehrsvertrages in einen Nettovertrag 
umgewandelt werden kann (bereits im Rahmen der 
Ausschreibung darzulegen). Verstärkerleistungen und 
Zusatzbestellungen für Großevents sollten bei der An-
gebotsabgabe ebenfalls berücksichtigt werden. Auf die 
Abschätzung der Nachfrage (Grundkapazität) sowie 
eine genaue Defi nition des „Beförderungsgutes“ Fahr-
rad wird bei den Handlungsempfehlungen detaillierter 
eingegangen; beides sollte aber bereits an dieser Stelle 
verinnerlicht werden.

Die Grundstrategie spiegelt sich auch in der Vorge-
hensweise des Marketings wider. Wichtig ist eine ver-
bundübergreifende und möglichst länderübergreifende 
einheitlich abgestimmte Vorgehensweise auf Basis der 
Grundstrategie und der Defi nitionen. Es gilt Wider-
sprüche in Tarifen und Regelungen zu vermeiden und 
eine gewisse Übereinstimmung zwischen Werbung und 
Realität herzustellen („Ehrlichkeit am Kunden“). Für 
eine bessere Planung und Akzeptanz werden interinsti-
tutionelle Arbeitskreise zum Aspekt „Fahrradmitnahme 
im SPNV“ auf Landesebene empfohlen. Die Initiative 
sollte dabei vom Aufgabenträger ausgehen und EVU, 
Tourismusverbände, ADFC, VCD und ggf. Ministeri-
umsvertreter einbeziehen. Ein Ergebnisaustausch auf 
Bundesebene über die BAG SPNV erscheint hierbei 
obligatorisch.

Betriebliche bzw. organisatorische Maßnahmen

Grundlage für alle Schritte in Bezug auf die Radmit-
nahme sollen zwei Defi nitionen liefern: Eine Defi -
nition des „Beförderungsgutes“ Fahrrad selbst sowie 
die Defi nition der anzustrebenden Grundkapazität.

In allen Interviews wurde deutlich, dass ein Bemes-
sungsfahrrad nicht existiert bzw. mit den heute üblichen 
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Bemessungskriterien nicht ausreichend übereinstimmt. 
Das Gutachten liefert hierzu einen Defi nitionsansatz, 
dessen Diskussion und Abstimmung auf Bundesebene 
über die BAG SPNV zeitnah verfolgt werden sollte. 
Die abgestimmte Defi nition sollte durch die Aufnah-
me in Tarifbestimmungen und Informationen auf 
den Bahnhöfen sowie im Fahrzeug (z. B. „Knigge“) 
öff entlich kommuniziert werden. Selbstverständlich 
dient sie als Grundlage für die bereits oben genannten 
Ausschreibungen.

Für die Abschätzung der Grundkapazität kann die 
Nachfrage über ein qualitatives Bewertungsverfahren, 
das im Rahmen des Gutachtens entwickelt wurde, 
erfolgen. Dabei werden die Handlungsoptionen in 
Bezug auf die Radmitnahme in vier Schritten strecken-
spezifi sch auf Basis von RES-Daten oder anderen Stich-
probenzählungen des Fahrgastaufkommens ermittelt.

Die möglichen Handlungsoptionen erstrecken sich 
dabei über vier Handlungsfelder mit unterschiedlichen 
Aussagen zum möglichen Fahrzeugeinsatz und zu ggf. 
notwendigen Sonderlösungen.

Neben den beschriebenen Defi nitionen wurden außer-
dem Empfehlungen zu Fahrzeugdetails und sonstigen 
Maßnahmen erarbeitet. Dies betriff t unter anderem 
Fahrzeugeigenschaften, die sich auf die Abfertigung 

auswirken, mögliche Umbauvarianten, Fahrplanan-
passungen, straßengebundene Entlastungskonzepte, 
Kundenbetreuung und Kommunikation: im Vorfeld, 
am und im Fahrzeug.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die 
Herausforderungen in erster Linie in den Bereichen 
Kapazität, Organisation und Information/Kommuni-
kation liegen. In Bezug auf die Kapazität sollte immer 
eine ausreichende Grundkapazität angeboten werden 
und fl exible Regelungen im Sinne eines „Entlohnungs- 
bzw. Belohnungssystems“ mit den EVU vereinbart 
werden. Saisonal hohe Nachfragen der Radmitnahme 
setzen fl exible Betriebsformen, wie z. B. saisonale 
Umbauten voraus. Bereits in den Ausschreibungen 
sollten diese Aspekte berücksichtigt werden und um 
eine (bundes-)einheitliche Defi nition für das Fahrrad 
ergänzt werden.

Dass das Th ema vielerorts vergleichbare Herausforde-
rungen mit sich bringt, zeigten nicht nur die Interviews 
und Fahrzeugschauen, sondern auch das große Interesse 
der Experten am Th ema.

Beurteilung des 
Fahrgastaufkommens

Kategorisierung und 
Beurteilung der 

Radmitnahmesituation
sowie zusätzlicher 

Effekte

Bewertung
Möglicher

Fahrzeugeinsatz/
Handlungsoptionen

Abb. 1: Ablaufschema streckenspezifi sche Beurteilung der Grundkapazität (Eigene Darstellung)
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